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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für das Besatzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten 

(7. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der Deutschen Partei 
- Nr. 3196 der Drucksachen - 


betr. Pflege der Kenntnisse über die deutschen Ostgebiete, 
Osteuropa und Südosteuropa. 


A. Bericht des Abgeordneten Brandt: 

1. Der Antrag 

Die Antragsteller wünschen, daß die Bundes- 
regierung ersucht werde, 

„unter Ausnutzung der insbesondere auch in Ar- 
tikel 106 Abs. 3 des Grundgesetzes gegebenen 

Möglichkeiten 

1. die Pflege der Kenntnisse über die deutschen 
Ostgebiete, Osteuropa und Südosteuropa in den 
Schulen und Bildungsstätten zu gewährleisten, 

2. die Einrichtung von Lehrstühlen und For- 
schungsmöglichkeiten für die ostdeutsche, ost- 
europäische und südosteuropäische Landes- und 
Wirtschaftskunde zu ermöglichen.“ 

Die Antragsteller erstreben demnach eine ver- 
stärkte Förderung der Forschung und der Vermitt- 
lung von Kenntnissen über Osteuropa und Südost- 
europa im allgemeinen und über die deutschen 
Ostgebiete im besonderen. Der enge Zusammen- 
hang zwischen der ost deutschen und der ost- 
europäischen Problematik ergibt sich sowohl 
aus geschichtlichen Gründen wie aus der durch den 
zweiten Weltkrieg ausgelösten Entwicklung. Der 
Ausschuß ist jedoch der Meinung, daß die wissen- 
schaftliche Forschung und Lehre über Ost- und 
Südosteuropa möglichst unabhängig von den natio- 
nalpolitischen Problemen Ostdeutschlands und der 
deutschen Volksgruppen in Ost- und Südosteuropa 
betrieben werden sollte. Die Vermittlung von 
Kenntnissen über die deutschen Gebiete östlich der 
Oder-Neiße-Linie sollte als ein besonderes An- 
liegen der Bundesrepublik angesehen werden. Die 
Schulen und Bildungsstätten werden bestrebt sein 
müssen, das Wissen um die Zusammenhänge zwi- 
schen den osteuropäischen und den ostdeutschen 
Problemen zu wecken und zu fördern. 


Solange die gegenwärtige Zerklüftung Deutsch- 
lands andauert, wird es für das Verständnis der 
Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone von 
wesentlicher Bedeutung sein, daß die Vorläufer- 
und Parallelerscheinungen im übrigen sowjetischen 
Machtbereich die sachlich gebotene Beachtung fin- 
den. Die Problematik der Sowjetzone wird jedoch 
getrennt bearbeitet werden müssen. Sie wird von 
der Osteuropaforschung und von der deutschen Ost- 
politik nicht nüt erfaßt werden können. 

Die enge Verbindung der Forschungsprobleme 
des eigentlichen Osteuropa mit denen Südosteuro- 
pas drängt sich vor allem wegen der sowjetischen 
Machtausweitung auf. Sie ergibt sich auc^ aus der 
gewandelten politischen und wirtschaftlichen Struk- 
tur der betreffenden Länder. Wenn von Ostfor- 
schung die Rede ist, wird man heute in der Regel 
Südosteuropa mit einbeziehen. Sonderentwicklun- 
gen, wie im Falle Jugoslawiens, werden dabei nicht 
übersehen werden dürfen. 

Die Antragsteller haben auf die „unter Ausnut- 
zung der insbesondere auch in Artikel 106 Abs. 3 
des Grundgesetzes gegebenen Möglichkeiten“ ver- 
wiesen. Nach dem Grundgesetz sind die Angelegen- 
heiten der Wissenschaft und des Schulwesens 
grundsätzlich Aufgaben der Länder. Die Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung gehört jedoch 
nach Artikel 74 GG zum Bereich der konkurrieren- 
den Gesetzgebung. Dem Bund ist es jedenfalls un- 
benommen, die Osteuropaforschung in dem Um- 
fang zu fördern, der den gesetzgebenden Körper- 
schaften sachlich angemessen und materiell möglich 
erscheint. 

Dem Ausschuß will es in diesem Zusammenhang 
als weniger wichtig erscheinen, ob solche Mittel 
unter Berufung auf Artikel 106 Abs. 3 GG in An- 
spruch genommen werden sollten. Dieser Absatz 
sieht vor, daß der Bund einen Teil der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer u. a. „zur Deckung von 
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Zuschüssen, welchen Ländern zur Deckung von 
Ausgaben auf dem Gebiet des Schulwesens ... zu 
gewähren sind“, in Anspruch nehmen kann. Der 
Verfassunggeber hat hierbei an die Gewährung 
zweckgebundener Bundeszuschüsse an überlastete 
Länder gedacht. Grundsätzlich dürfte die Möglich- 
keit gegeben sein, Zuschüsse für die hier zu er- 
örternden Zwecke in eine Ausgleichsregelung ge- 
mäß Artikel 106 Abs. 3 einzubeziehen. 


2. Allgemeine Bemerkungen 

Die Notwendigkeit einer intensiven Auseinander- 
setzung mit den Problemen des europäischen 
Ostens drängt sich uns wegen der geographischen 
und politischen Lage Deutschlands immer wieder 
auf. In unseren Tagen stehen jene Probleme im 
Vordergrund der Auseinandersetzungen, die durch 
die sowjetische Machtausweitung und durch das 
sowjetische Herrschaftssystem überhaupt aufgewor- 
fen worden sind und weiterhin aufgeworfen wer- 
den. Es dürfte jedoch keinem Zweifel unterliegen, 
daß die gegenwärtigen Verhältnisse im sowjetischen 
Machtbereich — unbeschadet der überragenden und 
übernationalen Bedeutung des totalitären Faktors 
— nur im geschichtlichen Zusammenhang richtig 
gewertet werden können. 

Deutschland gehört zur westlichen Welt, aber es 
ist Grenzland zwischen West und Ost. Große Teile 
unseres Territoriums und fast ein Drittel unserer 
Menschen sind gegenwärtig in den sowjetischen 
Machtbereich einbezogen. Der Weg der deutschen 
Politik ist weitgehend vorgezeichnet durch die ein- 
deutige Entscheidung, die die erdrückende Mehrheit 
unseres Volkes gegen eine Sowjetisierung gefällt 
hat. Der deutschen Politik ist aber auch aufgegeben, 
sich mit jenen Notwendigkeiten auseinanderzuset- 
zen, die sich aus der Nachbarschaft zu den Völkern 
im Osten ergeben. 

Die Entscheidung des deutschen Volkes gegen 
eine Unterwerfung unter das sowjetische Herr- 
schaftssystem sollte keinen Zweifel darüber auf- 
kommen lassen dürfen, daß die Bundesrepublik 
eine konsequente Politik der friedlichen Zusam- 
menarbeit mit ihren Nachbarn im Osten wie im 
Westen zu führen entschlossen ist Auch die Völker 
Osteuropas gehören zur europäischen Völkerge- 
meinschaft. Die deutsche Politik darf weder durch 
Haß noch durch Anmaßung gegenüber irgendeinem 
dieser Völker beeinflußt sein. Geschichtliche Be- 
lastungen und vor allem die Exzesse des National- 
sozialismus haben Deutschland bei den Völkern im 
Osten gefürchtet und verhaßt gemacht. Die deutsche 
Politik muß bestrebt sein, diesen Zustand durch 
den Willen zu echter Verständigung und zu fried- 
lichem Ausgleich der Interessen überwinden zu 
helfen. 

Deutschland hat, unabhängig von den politischen 
Herrschaftsformen in den östlichen Nachbarstaaten, 
ein elementares Interesse an einem geregelten Ost- 
handel, Dieses Interesse wurde u. a. durch den Be- 


schluß bekundet, den der Deutsche Bundestag in 
seiner 207. Sitzung am 6. Mai 1952 gefaßt hat. 

Ausgehend von den Notwendigkeiten der prak- 
tischen Politik, aber auch aus Gründen einer weit 
zurückreichenden und unlöslichen Verknüpfung 
Deutschlands mit der geschichtlichen und geistigen 
Entwicklung des europäischen Ostens, bedarf es in 
der Bundesrepublik einer allseitigen Forschung und 
Lehre über die Probleme des Ostens. Das gilt ins- 
besondere für die Bearbeitung kultureller, philoso- 
phischer, religionskundlicher, geschichtlicher, juri- 
stischer und wirtschaftswissenschaftlicher Fragen. 
Solche Forschung und die Vermittlung solcher 
Kenntnisse sollten durch Bundeshilfe noch stärker 
als bisher gefördert werden. 

Hierbei darf vorausgesetzt werden, daß eine För- 
derung durch den Bund nur wirklich unabhängiger 
Forschung und einer von nationalistischen Ver- 
irrungen befreiten Lehre zuteil werden darf. Im 
Ausschuß wurde dargelegt, daß es einer klaren Ab- 
grenzung nicht nur gegenüber solchen Bestrebun- 
gen und Ideologien bedürfe, die während der Zeit 
der nationalsozialistischen Herrschaft fälschlich mit 
dem Begriff „Ostkunde“ verknüpft worden sind. 
Wie gewisse Publikationen zeigten, bedürfe es einer 
wachsamen Haltung auch gegenüber solchen Ten- 
denzen, die auf eine „rassisch“ oder anders begrün- 
dete Überheblichkeit gegenüber den östlichen Nach- 
barvölkern und dem Slawentum hinauslaufen. Der 
Wert von Rassentheorien und von Geschichtsklit- 
terungen werde nicht dadurch erhöht, daß sie in 
antibolschewistischer Aufmachung ersdieinen. 

3. Wiederaufbau der deutschen Osteuropa- 

Forschung. 

Die Osteuropa-Forschung in Deutschland hat 
durch den Nationalsozialismus und durch den zwei- 
ten Weltkrieg schwere Einbußen erlitten. In den 
Jahren nach 1933 führten die antisemitischen Maß- 
nahmen der damaligen Machthaber und ihre Hal- 
tung zu den osteuropäischen Problemen dazu, daß 
zahlreiche Forscher Deutschland verließen. Andere 
wurden ihrer Freiheit beraubt. Die Forschungs- 
arbeit wurde durch politische Einflußnahme be- 
einträchtigt. Während des Krieges ist versucht wor- 
den, die Ostforschung einer brutalen und verhäng- 
nisvollen Politik in den besetzten Gebieten dienst- 
bar zu machen. 

Durch den Krieg sind die seinerzeit international 
anerkannten Osteuropa-Institute in Breslau und 
Königsberg — wie die übrigen wissenschaftlichen 
Institute und Bibliotheken Östlich der Oder-Neiße 
— verlorengegangen. Die Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas, mit dem Sitz in Berlin, 
zerfiel. Im Gebiete der vier Besatzungszonen und 
Berlins erlitten die Bibliotheken und Institute vie- 
ler Hochschulen schwere Verluste durch unmittel- 
bare Kriegseinwirkungen, Verlagerungen und Be- 
schlagnahmen. Zahlreiche wissenschaftliche Samm- 
lungen wurden gleichfalls zerstört oder beschlag- 
nahmt. 
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Seit 1948 waren wieder stärkere Bemühungen 
um die Forschungsarbeit auf diesen Gebieten zu 
verzeichnen. Ende des darauffolgenden Jahres 
wurde die Deutsche Gesellschaft für Osteuropa- 
kunde, mit dem Sitz in Stuttgart, gegründet. Sie 
wollte nicht selbständige wissensdiaftliche For- 
schung betreiben, sondern die verstreuten Forscher 
und andere am Studium Osteuropas interessierte 
Persönlichkeiten zusammenführen, um „auf der 
Grundlage wissenschaftlicher Objektivität zu einer 
einwandfreien Unterrichtung der interessierten 
Kreise der Politik, der Wirtschaft und des Geistes- 
lebens über alle osteuropäischen Fragen“ beizutra- 
gen und dafür zu sorgen, „daß nicht von unbe- 
rufener Seite mit unzureichenden Kenntnissen und 
falschen Auffassungen der Sache geschadet wird.“ 

Auf ihrer Mitgliederversammlung im März 1951 
stellte die Stuttgarter Gesellschaft mit Bedauern 
fest, daß die wissenschaftliche Forschung über Ost- 
europa an den Hochschulen der Bundesrepublik 
nicht den ihr gebührenden Platz einnehme. Sie 
wandte sich deshalb an die Kultusministerien der 
Länder, an die Hochschulen und an die mit der 
Auslandskunde beschäftigten Institute in der Bun- 
desrepublik mit folgenden Empfehlungen: 

„1. Die in Ostdeutschland verlorengegangenen 
Ostforschungsstätten müssen in der Bundesrepu- 
blik Heimatrecht erlangen. In der Bundesrepu- 
blik gibt es eine große Anzahl von namhaften 
Ostforschern, die noch immer nicht an Hochschu- 
len und anderen Lehranstalten tätig sind, die 
entweder gar keine Arbeit haben oder berufs- 
fremd arbeiten müssen. Daher empfiehlt die 
Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde, an 
den deutschen Hochschulen Lehrstühle zu errich- 
ten, an denen die Erforschung des Rechts, der 
Wirtschaft, der Geographie und Geschichte, der 
Sprache und Literatur Osteuropas u. a. gepflegt 
wird, und in verstärktem Maße entsprechende 
Lehraufträge, Honorar- und Gastprofessuren zu 
erteilen. 

2. Die Deutsche Gesellschaft für Osteuropa- 
kunde hält es für dringend notwendig, daß die 
Behörden und auch die Wirtschaft mehr als bis- 
her Fachkräfte der Osteuropaforschung zu Gut- 
achten, Planungs- und anderen Arbeitsaufträgen 
heranziehen und deren freie Forschungstätigkeit 
stärker als bisher fördern. 

3. Zur Sicherstellung des Nachwuchses in der 
Osteuropaforschung und gleichzeitig zur Verbrei- 
tung sachlicher Kenntnisse über Osteuropa emp- 
fiehlt die Deutsche Gesellschaft für Osteuropa- 
kunde, an den Schulen der Bundesrepublik ost- 
europäische Sprachen, insbesondere das Russische, 
als Wahlfächer einzuführen.“ 

Im Januar 1952 beschloß die Rektorenkonferenz 
der westdeutschen Hochschulen, die Einrichtung 
und den Ausbau von Instituten für Ostforschung 
an den Hochschulen zu fördern. Sie befürwortete 
die Besetzung der vorhandenen und die Einrichtung 


neuer Lehrstühle für Ostforschung. Gemeinsam mit 
der Konferenz der Kultusminister sollte dafür ge- 
sorgt werden, daß zur Pflege der Tradition west- 
deutsche Hochschulen Patenschaften über Hoch- 
schulen des deutschen Ostens übernehmen. Der 
Bund und die Länder wurden gebeten, für die Ver- 
wirklichung dieser Pläne Mittel bereitzustellen. 

In einem Bericht der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder vom April 1952 hieß es: 
„Eine besondere Sorge, in der die Kultusminister 
sich ständig aufeinander abstimmen, gilt im Rah- 
men des allgemeinen Ostproblems der Pflege des 
osteuropäischen und vor allem des ostdeutschen 
Kulturgutes an den Universitäten.“ 

Inzwischen waren die Arbeitsgemeinschaft für 
Osteuropa-Forschung in Göttingen, das Osteuropa- 
Institut der Freien Universität in Berlin und das 
Osteuropa-Institut in München geschaffen worden. 
In München war außerdem ein Südost-Institut, in 
Marburg das Herder-Forschungsinstitut entstanden. 

Abgesehen von besonderen Arbeitskreisen wer- 
den Ostfragen auch an einer Reihe anderer wissen- 
schaftlicher Institute mitbearbeitet. In diesem Zu- 
sammenhang wären u. a. verschiedene wirtschafts- 
wissenschaftliche Institute zu nennen. 

Die Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde 
gibt seit Herbst 1951 zweimonatlich die Zeitschrift 
,, Osteuropa“ heraus. Seit 1952 erscheint in viertel- 
jährlicher Folge die im Auftrag des Herdcr-For- 
schungsrats veröffentlichte „Zeitschrift für Ost- 
forschung“. Das Südost-Institut veröffentlicht eine 
Zeitschrift, die vorerst einmal im Jahre erscheint. 
Das Osteuropa-Institut in München plant die Her- 
ausgabe einer geschichtlichen Zeitschrift. An son- 
stigen Publikationen mögen, ohne daß auf Einzel- 
veröffentlichungen Bezug genommen werden kann, 
das Osteuropa-Handbuch der Göttinger Arbeits- 
gemeinschaft und das Handbuch „Die deutschen 
Ostgebiete“ des Marburger Instituts Erwähnung 
finden. 

An den Hochschulen des westlichen Bundesge- 
biets und Westberlins rechnete man im vergan- 
genen Jahr mit etwa fünfzig Lehrkräften, die Ost- 
fragen behandelten. Hierbei waren periphere Lehr- 
aufträge mitgerechnet, und die Philologie war rela- 
tiv stark vertreten. Es gab jedoch nur zwei Lehr- 
stühle für osteuropäische Geschichte. 

Die Vorlesungsverzeichnisse an den Universitäten 
des westlichen Bundesgebiets und Westberlins ent- 
hielten zu Ostfragen im Sommer 1952 (nach einer 
Zusammenstellung der Zeitschrift „Osteuropa“) 
32 Ankündigungen für Gegenwartskunde, 33 für 
Geschichte und 60 für Philologie. Die genannte 
Zeitschrift zog daraus den Schluß, „daß beim künf- 
tigen Ausbau der Ostforschung auf Geschichte und 
insbesondere Gegenwartskunde der größte Nach- 
druck zu legen ist“. 

Die neueste Geschichte Osteuropas, seine Wirt- 
schaft und Soziologie werden wissenschaftlich 
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offensichtlich mit noch recht unzulänglichen Mit- 
teln bearbeitet. Man wird jenen Fachkreisen zu- 
stimmen müssen, die es für erforderlich halten, 
daß die Zahl der Planstellen an den Hochschulen 
und Instituten vergrößert wird. 

Die hier gegebene Übersicht, die keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erheben kann, mag einen Ein- 
druck davon vermitteln, daß der Wiederaufbau der 
deutschen Osteuropa-Forschung bereits zu bemer- 
kenswerten Ergebnissen geführt hat. Es darf je- 
doch als völlig abwegig bezeichnet werden, wenn 
etwa eine polnische Auslands-Publikation gemeint 
hat, über eine sich in Deutschland „augenblicklich 
im gigantischen Aufbau befindliche Ostforschung“ 
berichten zu sollen. 

Erwähnt sei noch, daß mit den Hochschulen und 
Instituten in der Sowjetzone wissenschaftlicher 
Kontakt kaum noch vorhanden ist. Ähnlich wie zur 
Zeit des Nationalsozialismus wird in der Sowjet- 
zone versucht, die Ostforschung in den Dienst 
machtpolitischer — diesmal sowjetischer — Inter- 
essen zu stellen. 


4. Förderung und Koordinierung durch den Bund 

Der Berichterstatter stand zunächst vor der 
Schwierigkeit, daß es nicht ganz einfach war, eine 
Übersicht über jene Stellen zu erlangen, die be- 
reits Zuschüsse aus Bundesmitteln für Zwecke der 
Ostforschung bzw. Ostkunde erhalten. Die erfor- 
derliche Übersicht schien auch bei den zuständigen 
Bundesministerien nur teilweise vorhanden zu sein. 
Inzwischen hat sich folgendes Bild ergeben: 

Durch das Auswärtige Amt erfolgt eine Unter- 
stützung der Deutschen Gesellschaft für Osteuropa- 
kunde, die um eine Erhöhung des Zuschusses ge- 
beten hat. Das Auswärtige Amt wendet sich für 
bestimmte Vorhaben an einzelne Institute bzw. an 
geeignete Einzelpersonen in den Instituten. 

Das Bundesministerium des Innern fördert die 
Arbeitsgemeinschaft in Göttingen sowie die Ost- 
europa-Institute in Berlin und München. 

Das Ministerium für gesamtdeutsche Fragen 
stützt das Herder-Forschungsinstitut, den soge- 
nannten Göttinger Arbeitskreis, die Nord-Ost- 
deutsche Akademie in Lüneburg, das Südost- 
Institut sowie die Südostdeutsche Kultur- und 
Forschungsstelle in München. Das Ministerium 
wendet neben den Beiträgen für Institute Mittel 
für besondere Forschungsaufgaben auf, die sich auf 
die ostdeutsche (vor allem aber auf die sowjet- 
zonale) Problematik beziehen. 

Neben den erwähnten Ministerien sind auch 
andere Stellen der Bundesregierung mit der Be- 
arbeitung von Ostfragen und mit der Finanzie- 
rung von Forschungsaufträgen befaßt. Das Bundes- 
ministerium für Vertriebene wendet keine Mittel 
für die eigentliche Ostforschung auf, wohl aber zur 
„Erhaltung und Auswertung des kulturellen Hei- 


materbes des deutschen Ostens“. Diese Mittel sol- 
len u. a. der zentralen Sammlung ostdeutschen 
Schrifttums dienen. Das Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten unterhält 
eine Forschungsstelle, die die aktuelle Agrarent- 
wicklung Osteuropas verfolgt und auswertet. Das 
Ministerium für den Marshallplan hat gelegentlich 
Einzelaufträge vergeben. Dasselbe gilt für das 
Wirtschaftsministerium. Aus dessen Forschungs- 
fonds sind Mittel für einzelne Ostforschungsauf- 
träge bereitgestellt worden. An der Förderung der 
Ostforschung ist auch die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft, Bad Godesberg, beteiligt. Sie unter- 
stützt einzelne Personen und Forschungsaufträge, 
jedoch keine Institute. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat im Juni 1952 ein Ersuchen an die Bun- 
desregierung gerichtet, es möge eine sinnvolle Ko- 
ordinierung der Zuschüsse für Zwecke der Ost- 
europa-Forschung in die Wege geleitet werden. 
Wenn Bundesmittel in stärkerem Maße für die hier 
erörterten Aufgaben bereitgestellt werden sollten, 
müßte der Bundestag davon überzeugt sein können, 
daß die Verwendung der Mittel so rationell wie 
möglich und ohne unnötige Überschneidungen er- 
folge. 

In gleichem Sinne äußerte sich der Bericht- 
erstatter, als er dem Ausschuß für das Besatzungs- 
statut und auswärtige Angelegenheiten im Sommer 
vorigen Jahres über den Antrag — Nr. 3196 der 
Drucksachen — schriftlich referierte. Er wies dar- 
auf hin, daß es — ohne einer unzweckmäßigen 
Zentralisierung das Wort reden zu wollen — tun- 
lich erscheine, eine übertriebene Zersplitterung der 
Osteuropa-Forschung zu vermeiden und eine be- 
grenzte Zahl von Instituten möglichst arbeitsfähig 
zu machen. 

Dieser Auffassung pflichtete auch die Deutsche 
Gesellschaft für Osteuropakunde bei. Sie schuf 
einen Koordinierungsausschuß für die Institute in 
Göttingen, Berlin, München und Marburg. Auf dem- 
selben Wege ist eine Koordinierung der Zeitschrif- 
ten geplant. 

Veranlaßt durch die Meinungsäußerung des 
Haushaltsausschusses und durch die Berichterstat- 
tung für den Auswärtigen Ausschuß fand am 
28. Oktober 1952 im Bundesministerium des Innern 
eine Besprechung mit Vertretern der beteiligten 
Ministerien und Institute statt. Diese Besprechung 
führte zur Verständigung über gewisse Schwer- 
punkte der Forschung und über eine ungefähre 
Aufteilung der Räume und der Wissenschaftsge- 
biete auf die einzelnen Institute. Zwischen den In- 
stituten in Berlin, München und Göttingen scheint 
außerdem eine interne Verständigung zu erfolgen. 
Für das Südost-Institut ergibt sich eine Abgrenzung 
durch die Beschränkung auf den europäischen Süd- 
ostraum. Das Marburger Institut konzentriert sich 
auf mittelosteuropäische und ostdeutsche Aufgaben- 
gebiete. 
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Dem Ausschuß will es richtig erscheinen, daß der 
durch das Bundesministerium des Innern beschrit- 
tene Weg weiter befolgt wird. Es wird im einzelnen 
zu erwägen sein, wie Finanzierungsbeiträge der 
Länder und des Bundes aufeinander abgestimmt 
werden können. Der Bundeshaushalt wird darauf- 
hin zu prüfen sein, ob noch vorhandene Überschnei- 
dungen vermieden werden können. Als Beispiel 
wurdedarauf verwiesen, daß es im Tätigkeitsbericht 
der Bundesregierung für das Jahr 1952 („Deutsch- 
land im Wiederaufbau“) unter dem Abschnitt über 
das Ministerium für gesamtdeutsche Fragen heißt: 
„Die deutsche Ostforschung und die kulturelle Ar- 
beit der ostdeutschen Landsmannschaften wurden 
weiter gefördert“. Andererseits wurde im Proto- 
koll der Besprechung vom 28. Oktober 1952 über 
das Bundesministerium für Vertriebene berichtet, 
dieses betreibe die Kulturpflege der Vertriebenen 
und gebe hierfür Mittel an die einzelnen Vertrie- 
benengruppen. Dem Ausschuß wurde mitgeteilt, 
daß eine interne Abgrenzung zwischen den beiden 
befaßten Ministerien erfolgt sei. 


5. Bearbeitung von Osteuropa-Fragen für die 
Bundesregierung 

Im Zusammenhang mit den Fragen der Osteu- 
ropa-Forschung hat sich die Frage ergeben, ob 
die Bearbeitung von Ostproblemen auf der Ebene 
der Bundesregierung mit dem erforderlichen sach- 
lichen Gewicht und mit einer zweckmäßigen Zu- 
sammenfassung der Arbeitsergebnisse erfolge. Der 
Ausschuß verkennt nicht, daß sich die Alliierte 
Hohe Kommission bislang eine besondere Zu- 
ständigkeit in bezug auf die Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik und den Staaten des sowje- 
tischen Machtbereichs Vorbehalten hat. Dadurch 
brauchte jedoch der Aufbau einer personell und 
sachlich ausreichend ausgestatteten Abteilung des 
Auswärtigen Amts für die analytische Bearbei- 
tung der Ostprobleme nicht behindert zu werden. 
Eine Unterrichtung des Ausschusses für das Be- 
satzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten 
im November 1951 über die in dieser Hinsicht ein- 
geleiteten Bemühungen hatte nicht den Eindruck 
zu vermitteln vermocht, daß das Erforderliche be- 
reits veranlaßt gewesen sei. 

Inzwischen hieß es im Tätigkeitsbericht der 
Bundesregierung für das Jahr 1952 (S. 16): 

„Die Verhältnisse in der Sowjetunion und in 
den übrigen Staaten hinter dem Eisernen Vor- 
hang, insbesondere aber die sowjetische Außen- 
politik als wichtigster Faktor der Ostpolitik 
wurden sorgsam beobachtet. Die gleiche Auf- 
merksamkeit wurde den ostpolitischen Bestre- 
bungen der Westmächte gewidmet. 

Das Auswärtige Amt arbeitet mit Sorgfalt 
daran, eine friedliche Lösung der Fragen des 
deutschen Ostens gedanklich vorzubereiten. Um- 
fangreiche Materialien wurden gesammelt. Die 


politische Tätigkeit der osteuropäischen Emigra- 
tion in Deutschland und in der übrigen Welt 
wurde laufend beobachtet.“ 

Weiter wurde berichtet, als Ausgleich für das 
Fehlen diplomatischer und sonstiger Vertretungen 
in den Ländern des sowjetischen Bereichs sei dem 
Auswärtigen Amt die Mitarbeit zahlreicher deut- 
scher Ostforscher zugute gekommen. Mit besonderer 
Sorgfalt würden unsere Missionen über Ostfragen 
unterrichtet. Der Ausschuß hat außerdem davon 
Kenntnis genommen, daß Voraussetzungen für eine 
stärker besetzte Ost-Abteilung im Auswärtigen 
Amt geschaffen worden sind. 

Bei der Bearbeitung aktuellen Materials aus den 
osteuropäischen Ländern ist ein wesentlicher Teil 
der Arbeit bisher offenbar dem Presse- und In- 
formationsamt der Bundesregierung zugefallen. 
Die Erweiterung seines Ostreferats im Ergänzungs- 
haushalt 1951 wurde mit der Herausgabe beson- 
derer Dienste begründet, „da andere Nachrichten- 
Quellen weder für die Bundesbehörden noch für die 
Mitglieder des Parlaments vorhanden sind.“ 

Der Ausschuß hat sich nicht mit Fragen befaßt, 
die in die Organisationsgewalt der Regierung ein- 
greifen. Er hat jedoch der Erwartung Ausdruck 
gegeben, daß die Bearbeitung der Ostfragen in 
ihrer weitreichenden politischen und wirtschaft- 
lichen Bedeutung von allen zuständigen Stellen des 
Bundes erkannt werden möge. Die Bundesregie- 
rung sollte weiterhin bedacht sein, für den erfor- 
derlichen Zusammenhang zwischen den von ver- 
schiedenen Ressorts betriebenen Arbeiten Sorge zu 
tra??en. Vor allem mit Hinblick auf die deutsche 
Außenpolitik und den deutschen Außenhandel 
sollten sowohl eine Erweiterung wie die Koordie- 
nierung der vom Bund geförderten wissenschaft- 
lichen Arbeiten erstrebt werden. 


6. Förderung des Unterrichts über osteuropäische 

und ostdeutsche Themen 

Unter Berücksichtigung dessen, was unter 1. und 
2. dieses Berichts aufgeführt ist, sollte die Bun- 
desregierung — im Zusammenwirken mit der 
Konferenz der Kultusminister — dahin wirken, 
daß im Schulunterricht eine gründliche Kenntnis 
Ost- und Südosteuropas gewährleistet wird. Den 
Ländern sollte außerdem empfohlen werden, daß 
der politische Unterricht durch die Vermittlung von 
Kenntnissen über die deutschen Ostgebiete erwei- 
tert wird. Gegebenenfalls wäre auch der Bundes- 
beirat für das Erziehungs- und Bildungswesen mit 
diesem Problem zu befassen. 

Es darf vorausgesetzt werden, daß die staats- 
bürgerliche Aufklärung über die deutschen Ost- 
gebiete auch durch die Bundeszentrale für Heimat- 
dienst gefördert wird. Die landsmannschaftlichen 
Vereinigungen und ihre kulturellen Gesellschaften 
haben sich die Pflege des ostdeutschen Kultur- 
gutes zur besonderen Aufgabe gemacht. Sofern 
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ihnen dafür Bundesmittel zur Verfügung gestellt 
werden, ist auf die Zweckgebundenheit solcher Zu- 
schüsse zu achten. 


7. Kulturelle Betreuung der osteuropäischen 

Emigration 

Die deutsche Osteuropa-Forschung wird nicht 
darauf verzichten können, sich die Sachkenntnis 
der Exil-Intelligenz aus den Ländern hinter dem 
Eisernen Vorhang nutzbar zu machen. Darüber hin- 
aus sollte sich die Solidarität mit den Opfern des 
Totalitarismus darin ausdrücken, daß die wissen- 
schaftlichen und kulturellen Einrichtungen der ost- 
europäischen Emigration im Rahmen des Möglichen 
gefördert werden. 

Es kann jedoch nicht die Aufgabe von Bundes- 
stellen sein, sich in internen Auseinandersetzungen 
der Emigrationsgruppen zu engagieren. Dasselbe 
wird für solche Stellen gelten müssen, die vom 
Bund materiell gefördert werden. Die deutsche 
Politik dürfte beispielsweise nicht auf bestimmte 
Pläne über die zukünftige Gestaltung der poli- 
tischen Verhältnisse in den Ost-Staaten festgelegt 
werden. Sie müßte eine „politische Sendung“ gegen- 
über dem Osten ablehnen und sich neutral ver- 
halten gegenüber Fragen wie der, ob Rußland in 
seiner weiteren Entwicklung als Einheitsstaat be- 
stehen bleiben oder ob es unter dem Schlagwort 
einer „organischen Re-Integration“ in National- 
staaten aufgegliedert werden sollte. 

Aus der Entscheidung der deutschen Politik 
gegen den Totalitarismus wird eine Unterstützung 
bestimmter politischer Bestrebungen der Emigra- 
tionsgruppen nicht abgeleitet werden können. Es 
wird verhindert werden müssen, daß auf deut- 
schem Boden eine unkontrollierbare Tätigkeit ent- 
faltet wird, die deutschen Interessen widerspricht. 

Andererseits wäre es zu begrüßen, wenn die 
kulturelle Betreuung der Emigration (deren An- 
gehörige auf annähernd eine halbe Million im 
westlichen Bundesgebiet beziffert werden) dazu 
beitragen könnte, Mißverständnisse und Vorurteile 

— wo immer sie vorhanden sein mögen — auszu- 
räumen und einem zukünftigen besseren Ver- 
hältnis zu den osteuropäischen Völkern den Weg 
zu ebnen. Die wissenschaftlichen und kulturellen 
Einrichtungen der Emigration kämpfen vielfach 
mit außerordentlichen materiellen Schwierigkeiten. 
Die Bundesregierung sollte eine Untersuchung dar- 
über einleiten, in welchem Umfang eine Unter- 
stützung solcher Einrichtungen wünschenswert und 
möglich ist. 

In diesem Zusammenhang darf darauf hin- 
gewiesen werden, daß in den westlichen Ländern 

— vor allem in den Vereinigten Staaten und in 
Großbritannien — beträchtliche Mittel für die Be- 
treuung der osteuropäischen Emigration aufge- 
wendet werden. Großbritannien wendet hierfür 
mehr als eine Million Pfund Sterling im Jahr auf. 


Über 4000 junge Polen sind dort im Laufe der 
letzten Jahre akademisch ausgebildet worden. 
Leider muß festgestellt werden, daß maßgebende 
Kreise der Ostemigration in den westlichen Län- 
dern dem Gedanken der Verständigung mit 
Deutschland noch wenig aufgeschlossen sind und 
daß vielfach Stimmungen geschürt werden, die 
einen vernünftigen und friedlichen Ausgleich er- 
schweren. Als Beispiel sei auf die im Dezember 
1951 in Manchester erfolgte Gründung eines exil- 
polnischen Instituts verwiesen, dem die Aufgabe 
gestellt wurde, „wissenschaftliches Material zu 
sammeln und eine informatorische Tätigkeit mit 
Vorträgen und Veröffentlichungen zu betreiben zur 
Verteidigung der wiedergewonnenen polnischen 
Gebiete und der Grenze an der Oder und Neiße 
gegen die sich ständig steigernde Propaganda des 
deutschen Imperialismus“. 

Die Aufmerksamkeit des Auswärtigen Aus- 
schussses ist auf den Europäischen Kulturfonds für 
die Exilierten, besonders der osteuropäischen Län- 
der, gelenkt worden, für dessen Schaffung sich die 
Beratende Versammlung des Europarates am 
8. Dezember 1951 einstimmig ausgesprochen hat. 
Der Grundgedanke des Berichts, der vom Abg. Dr. 
Pfleiderer für das Besondere Komitee zur Wahrung 
der Interessen der im Europarat nicht vertretenen 
Völker erstattet wurde, lag nicht darin, den ver- 
schiedenen zur Unterstützung der Flüchtlinge ein- 
geleiteten Maßnahmen einige neue hinzuzufügen. 
Es sollte sich vielmehr darum handeln, „die kul- 
turellen Werte der nicht freien, hinter dem 
Eisernen Vorhang gelegenen Nationen im Gebiete 
des freien Westens zu pflegen und zu entwickeln“. 
Der Minister-Ausschuß, der über die Schaffung 
des Kulturfonds zu beschließen hat, ersuchte die 
Regierungen der Mitgliedsstaaten im Frühjahr 
1952, das Generalsekretariat von den Maßnahmen 
zu unterrichten, die sie ergriffen hätten und er- 
greifen würden, um junge Exilierte und Flücht- 
linge aus europäischen Ländern bei ihren Studien 
zu unterstützen. 

Ein Unterausschuß des Auswärtigen Aus- 
schusses hatte angeregt, der Bundesregierung zu 
empfehlen, einen „angemessenen Beitrag“ zu dem 
geplanten Kulturfonds zu leisten. Dadurch würde 
sich die Möglichkeit bieten, von kultureller Seite 
aus die Fühlung mit der osteuropäischen Emigra- 
tion zu verstärken. Der Unterausschuß stimmte 
darin überein, daß für die Verwaltung des Fonds 
keine neue Bürokratie geschaffen werden sollte. 
Die deutschen Mitglieder sollten in Straßburg dar- 
auf hinwirken, daß die oberste Entscheidung über 
den Fonds einem gemischten Ausschuß des Mini- 
ster-Ausschusses und der Beratenden Versamm- 
lung anvertraut wird, während die Durchführung 
in den einzelnen Ländern den nationalen Verwal- 
tungen in geeignetem Zusammenwirken mit den 
Exilierten übertragen werden sollte. Im wesent- 
lichen sollten die in den einzelnen Ländern auf- 
gebrachten Beträge auch in diesen Ländern ver- 
ausgabt werden. 
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Der Ausschuß hat sich diese Empfehlungen zu 
eigen gemacht. Ihm ist berichtet worden, daß sich 
der Bundesminister für Finanzen mit Rücksicht auf 
die Haushaltstage bisher nicht dazu entschließen 
konnte, Mittel für diesen Zweck bereitzustellen. 
Der Ausschuß hält es für richtig, daß nunmehr der 
Bundestag die Bundesregierung ersucht, einen an- 
gemessenen Beitrag zum Europäischen Kultur- 
fonds zu leisten. 

Bonn, den 19. Februar 1953 

Brandt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. im Zusammenwirken mit den Ländern die 
wissenschaftliche Forschung und Lehre über Ost- 
und Südosteuropa in unserem gesamten Bil- 
dungswesen ausreichend zu fördern und die Be- 
arbeitung kultureller, philosophischer, reiigions- 
kundliclier, geschichtlicher, juristischer und würt- 
schaftswissenscliaftiicher Fragen durch Bundes- 
hilfe besonders zu unterstützen, 

2. auf die Länder dahin einzuwirken, daß im Schul- 
unterricht eine gründliche Kenntnis Ost- und 
Südosteuropas gewährleistet wird, 


3. den Ländern zu empfehlen, daß der politische 
Unterricht durch die Vermittlung von Kennt- 
nissen über die deutschen Ostgebiete erweitert 
wird, 

4. der Bearbeitung von Ostproblemen durch die Er- 
weiterung und Koordinierung der vom Bund ge- 
förderten wissenschaftlichen Arbeiten, vor allem 
mit Hinblick auf die deutsche Außenpolitik und 
den deutschen Außenhandel, besondere Aufmerk- 
samkeit zu widmen, 

5. die kulturelle Betreuung der osteuropäischen 
Emigration unabhängig von politischen Bestre- 
bungen zu fördern, insbesondere einen angemes- 
senen Beitrag zu dem Europäischen Kulturfonds 
für die Exilierten zu leisten, dessen Schaffung 
von der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates im Dezember 1951 empfohlen wurde, 

6. dem Deutschen Bundestag bis zum 1. Mai 1953 
über die im Sinne von 1. bis 5. erfolgten Maß- 
nahmen zu berichten. 


Bonn, den 19. Februar 1953 

Der Ausschuß für das Besatzungsstatut 
und auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Schmid (Tübingen) Brandt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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